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1. Austauschblatt

Ausgehend von der Verantwortung der Linie Untersuchung und in 
Verallgemeinerung der positiven Erfahrungen der Zusammenarbeit 
zwischen den anderen operativen Diensteinheiten und den Unter­
suchungsabteilungen betrifft die Durchführung von Befragungen 
mit ausschließlich politisch-operativer Zielstellung durch Un­
tersuchungsführer der Linie IX vor allem folgende Ausgangs­
lagen :

1. Befragungen von Personen, zu denen politisch-operative Ar­
beitsergebnisse oder anderweitige Informationen vorlieoen, 
die bereits begangene strafrechtlich relevante und politisch- 
operativ bedeutsame Handlungen bzw. ihren Verdacht/ 
dringenden Verdacht betreffen.
Solche Befragungen mit ausschließlich politisch-operati­
ver Zielstellung - beispielsweise mit dem Ziel der Werbung 
des Befragten als IM1 oder mit der^.i'&l^de r Prüfung seiner 

Eignung für eine inoffi^ielie' Zusammenarbeit mit dem
MfS oder zur Unterstützung poiäiÖsch-operativer Zersetzungs-’trmaßnahmen gegenüber einem feindlich-negativen Personenzu- 
sammenschiuß - scliten/grundsätzlich von der Untersuchungs­
abteilung durchgef%^erd.en. Der Verlaut und das Ergebnis

4 ' j- 7*solcher Befragun.gdtT'läßt sich in der Regel nicht umfassend
Jr* %  %■vorausbestimmejh; insbesondere sind der Umtang und die De­

tails der s.ifcatrechtlicn relevanten Belastungen des Ver- 
dächtigen häufig unbekannt. Der Verlauf und die Ergebnisse 
der Befragung können entgegen der ursprünglichen politisch­
operativen Zielstellung die Entscheidung der Einleitung 
eines Ermittlungsverfahrens oder die Veranlassung anders­
rechtlicher Sanktionen erforderlich machen. Das erfordert 
grundsätzlich, solche Befragungen so durchzutühren, daß er- 
forderlichenfalls problemlos eine Verdächtigenbefragung ge­
mäß § 95 (2) StPO bzw. eine Erstvernehmung als Bescnuldig- 
ter gemäß § 105 StPO angeschlossen werden kann.

1 Vgl. Richtlinie 1/79 GVS MfS oOOB-1/79, S. 45/46 
Entsprechend den dort fixierten Festlegungen hat bei 
der Werbung mit Hilfe kompromittierender Materialien 
"entsprechend den Erfordernissen" eine Abstimmung mit 
der zuständigen Dienste inheit der Linie IX zu erfolgen. 
Solche Erfordernisse sind grundsätzlich gegeben, wenn 
das kompromittierende Material die Beteiligung des IM- 
Kandidaten an strafrechtlich relevanten Handlungen be­
trifft .


